
Dienstleisters für so verursachte Schäden auch ohne eigenes Verschul­
den vorsieht, vorausgesetzt jedoch, für den Geschädigten und/oder den 
Dienstleister bleibt die Möglichkeit unberührt, die Haftung des Herstel­
lers auf der Grundlage der Richtlinie in Anspruch zu nehmen, wenn 
die in dieser vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 21. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen der 
Rechtbank van eerste aanleg te Brugge — Belgien) — 

Vlaamse Oliemaatschappij NV/FOD Financiën 

(Rechtssache C-499/10) ( 1 ) 

(Sechste Mehrwertsteuerrichtlinie — Steuerschuldner — Ge­
samtschuldnerisch haftender Dritter — Regelung für andere 
Lager als Zolllager — Gesamtschuldnerische Haftung des La­
gerinhabers und des steuerpflichtigen Eigentümers der Güter 
— Gutgläubigkeit oder Abwesenheit eines Fehlers oder einer 

Nachlässigkeit des Lagerinhabers) 

(2012/C 49/18) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Rechtbank van eerste aanleg te Brugge 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Vlaamse Oliemaatschappij NV 

Beklagte: FOD Financiën 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Rechtbank van eerste aanleg te 
Brugge (Belgien) — Auslegung des Art. 21 Abs. 3 der Sechsten 
Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Har­
monisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheit­
liche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — 
Steuerpflichtige — Gesamtschuldnerisch haftende Dritte — Na­
tionale Regelung, nach der der Einlagerer von Waren in einem 
anderen Lager als einem Zolllager selbst dann gesamtschuldne­
risch für die Steuern haftet, die vom steuerpflichtigen Eigentü­
mer der Waren geschuldet werden, wenn der Einlagerer gutgläu­
big ist oder ihm weder ein Fehler noch eine Nachlässigkeit 
vorgeworfen werden kann 

Tenor 

Art. 21 Abs. 3 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuer­
system: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch 
die Richtlinie 2001/115/EG des Rates vom 20. Dezember 2001 
geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass die Mitgliedstaaten 
danach nicht bestimmen können, dass der Inhaber eines anderen La­
gers als eines Zolllagers für die Mehrwertsteuer, die auf eine Lieferung 
von Waren aus diesem Lager gegen Entgelt durch den mehrwertsteuer­

pflichtigen Eigentümer der Waren anfällt, selbst dann gesamtschuld­
nerisch haftet, wenn er gutgläubig ist oder ihm weder ein Fehler noch 
eine Nachlässigkeit vorgeworfen werden kann. 

( 1 ) ABl. C 13 vom 15.1.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 21. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Varhoven administrativen sad — Bulgarien) — Evroetil 

AD/Direktor na Agentsia „Mitnitsi“ 

(Rechtssache C-503/10) ( 1 ) 

(Richtlinie 2003/30/EG — Art. 2 Abs. 2 Buchst. a — Begriff 
„Bioethanol“ — Aus Biomasse gewonnenes Erzeugnis mit 
einem Ethylalkoholgehalt von mehr als 98,5 %, unvergällt 
— Relevanz der tatsächlichen Verwendung als Biokraftstoff 
— Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 — Kombinierte Nomen­
klatur — Zolltarifliche Einreihung von Bioethanol im Hin­
blick auf die Erhebung von Verbrauchsteuern — Richtlinie 
2003/96/EG — Energieerzeugnisse — Richtlinie 92/83/EWG 
— Art. 20 erster Gedankenstrich und 27 Abs. 1 Buchst. a 
und b — Begriff „Ethylalkohol“ — Befreiung von der 

harmonisierten Verbrauchsteuer — Denaturierung) 

(2012/C 49/19) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Varhoven administrativen sad 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Evroetil AD 

Beklagter: Direktor na Agentsia „Mitnitsi“ 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Varhoven administrativen sad 
— Auslegung von Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 
2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Mai 2003 zur Förderung der Verwendung von Biokraftstoffen 
oder anderen erneuerbaren Kraftstoffen (ABl. L 123, S. 42) und 
von Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates 
vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische No­
menklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256, S. 1) 
in der durch die Verordnung (EWG) Nr. 2587/91 der Kommis­
sion vom 26. Juli 1991 geänderten Fassung (ABl. L 259, S. 1) 
— Auslegung von Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 2003/96/EG des 
Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemein­
schaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energie­
erzeugnissen und elektrischem Strom (ABl. L 283, S. 51) und 
von Art. 20 Abs. 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 
92/83/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmonisie­
rung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Alkohol und alko­
holische Getränke (ABl. L 316, S. 21) — Aus Biomasse gewon­
nenes Erzeugnis, das Ester, höhere Alkohole und Aldehyde ent­
hält, einen Alkoholgehalt von mehr als 98 % hat und nicht 
vergällt wurde — Begriff „Bioethanol“ — Einreihung in die 
Unterposition 2207 20 00 (Ethylalkohol und Branntwein mit 
beliebigem Alkoholgehalt, vergällt) oder in die Unterposition 
2207 10 00 (Ethylalkohol mit einem Alkoholgehalt von 80 % 
vol oder mehr, unvergällt) im Hinblick auf die Erhebung von 
Verbrauchsteuer
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Tenor 

1. Die Definition von Bioethanol in Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der 
Richtlinie 2003/30/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 8. Mai 2003 zur Förderung der Verwendung von 
Biokraftstoffen oder anderen erneuerbaren Kraftstoffen im Ver­
kehrssektor ist dahin auszulegen, dass sie auch ein Erzeugnis wie 
das im Ausgangsverfahren fragliche erfasst, das insbesondere aus 
Biomasse gewonnen wird und einen Alkoholgehalt von mehr als 
98,5 % hat, wenn es als Biokraftstoff für den Verkehrssektor in 
den Verkehr gebracht wird. 

2. Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass ein Erzeugnis wie das 
im Ausgangsverfahren fragliche, das einen Ethylalkoholgehalt von 
mehr als 98,5 % hat und das nicht in einem besonders vorgese­
henen Denaturierungsverfahren denaturiert worden ist, mit der in 
Art. 19 Abs. 1 der Richtlinie 92/83/EWG des Rates vom 19. 
Oktober 1992 zur Harmonisierung der Struktur der Verbrauch­
steuern auf Alkohol und alkoholische Getränke vorgesehenen Ver­
brauchsteuer zu belegen ist, obwohl es aus Biomasse gewonnen 
wird, und zwar mittels einer anderen Technologie als der für die 
Herstellung von Ethylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs ver­
wendeten, Stoffe enthält, die es zum menschlichen Genuss ungeeig­
net machen, die Anforderungen des Entwurfs einer Europäischen 
Norm pr EN 15376 für als Kraftstoff verwendetes Bioethanol 
erfüllt und möglicherweise der Definition von Ethylalkohol in 
Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2003/30 entspricht. 

( 1 ) ABl. C 346 vom 18.12.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 21. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunale di Firenze — Italien) — Strafverfahren gegen X 

(Rechtssache C-507/10) ( 1 ) 

(Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen — 
Rahmenbeschluss 2001/220/JI — Stellung des Opfers im 
Strafverfahren — Schutz von gefährdeten Personen — Ver­
nehmung Minderjähriger als Zeugen — Beweissicherungsver­
fahren — Weigerung der Staatsanwaltschaft, beim 

Ermittlungsrichter eine Vernehmung zu beantragen) 

(2012/C 49/20) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale di Firenze 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

X 

Beteiligte: Y 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunale di Firenze — Aus­
legung der Art. 2, 3 und 8 des Rahmenbeschlusses des Rates 
vom 15. März 2001 über die Stellung des Opfers im Strafver­
fahren (ABl. L 82, S. 1) — Vernehmung Minderjähriger als 
Zeugen — Von der nationalen Rechtsordnung nicht zwingend 
vorgeschriebene Schutzmittel 

Tenor 

Die Art. 2, 3 und 8 Abs. 4 des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI des 
Rates vom 15. März 2001 über die Stellung des Opfers im Straf­
verfahren sind dahin auszulegen, dass sie nationalen Bestimmungen 
wie den Art. 392 Abs. 1bis, 398 Abs. 5bis und 394 CPP nicht 
entgegenstehen, die zum einen keine Verpflichtung der Staatsanwalt­
schaft vorsehen, in der Ermittlungsphase des Strafverfahrens beim Ge­
richt zu beantragen, eine besonders gefährdete Person nach den Mo­
dalitäten des Beweissicherungsverfahrens anzuhören und aussagen zu 
lassen, und zum anderen es dem genannten Opfer nicht erlauben, sich 
gegen die Entscheidung der Staatsanwaltschaft über die Ablehnung 
seines Antrags, nach den genannten Modalitäten gehört zu werden 
und auszusagen, gerichtlich zur Wehr zu setzen. 

( 1 ) ABl. C 13 vom 15.1.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 21. 
Dezember 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Oberlandesgerichts Düsseldorf — Deutschland) — 
Strafverfahren gegen Mohsen Afrasiabi, Behzad Sahabi, 

Heinz Ulrich Kessel 

(Rechtssache C-72/11) ( 1 ) 

(Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik — Restriktive 
Maßnahmen gegen die Islamische Republik Iran zur Verhin­
derung der Verbreitung von Kernwaffen — Verordnung (EG) 
Nr. 423/2007 — Art. 7 Abs. 3 und 4 — Lieferung und 
Aufstellung eines Sinterofens im Iran — Begriff „mittelbares 
Zurverfügungstellen“ einer „wirtschaftlichen Ressource“ zu­
gunsten einer in den Anhängen IV und V dieser Verordnung 
genannten Person, Organisation oder Einrichtung — Begriff 

„Umgehung“ des Verbots des Zurverfügungstellens) 

(2012/C 49/21) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Düsseldorf 

Beteiligte des Ausgangsverfahrens 

Mohsen Afrasiabi, Behzad Sahabi, Heinz Ulrich Kessel 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Oberlandesgericht Düsseldorf 
— Auslegung von Art. 7 Abs. 3 und 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 423/2007 des Rates vom 19. April 2007 über restriktive 
Maßnahmen gegen Iran (ABl. L 103, S. 1) — Lieferung einer in 
Anhang II der Verordnung Nr. 423/2007 aufgeführten Ausrüs­
tung in nicht verwendungsbereitem Zustand an eine nicht in 
den Anhängen IV und V dieser Verordnung aufgeführte ira­
nische juristische Person — Ausrüstung, die für eine spätere 
Produktion zugunsten einer in diesen beiden Anhängen auf­
geführten Einrichtung bestimmt sein soll — Tragweite des Ver­
bots, den in den Anhängen IV und V der Verordnung aufgeführ­
ten Personen wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung zu stel­
len — Begriff „mittelbares Zurverfügungstellen“ — Gleichzeitige
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